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Änderung des GenG durch das Vierte Gesetz zur Entlastung der Bürgerinnen und Bür-

ger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie 
(Viertes Bürokratieentlastungsgesetz) 

 
 
§ 5 Form der Satzung 
Die Satzung der Genossenschaft bedarf der Textform. 
 
§ 11 Anmeldung der Genossenschaft 
(1) Der Vorstand hat die Genossenschaft bei dem Gericht zur Eintragung in das Genossen-
schaftsregister anzumelden. 
(2) Der Anmeldung sind beizufügen: 
1. die Satzung, 
a) die von mindestens drei Mitgliedern unterzeichnet sein muss oder 
b) verbunden sein muss mit einer Versicherung des Vorstands, dass die eingereichte Sat-
zung der von der Gründungsversammlung beschlossenen Satzung entspricht, sowie der Er-
klärung von mindestens drei Personen in Textform, dass sie in der Gründungsversammlung 
Mitglied der Genossenschaft geworden sind; 
2. eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung des Vorstands und des Aufsichtsrats; 
3. die Bescheinigung eines Prüfungsverbandes, dass die Genossenschaft zum Beitritt zuge-
lassen ist, sowie eine gutachtliche Äußerung des Prüfungsverbandes, ob nach den persönli-
chen oder wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere der Vermögenslage der Genossen-
schaft, eine Gefährdung der Belange der Mitglieder oder der Gläubiger der Genossenschaft 
zu besorgen ist. 
(3) In der Anmeldung ist ferner anzugeben, welche Vertretungsbefugnis die Vorstandsmitglie-
der haben. 
(4) Für die Einreichung von Unterlagen nach diesem Gesetz gilt § 12 Abs. 2 des Handelsge-
setzbuchs entsprechend. 
(5) (weggefallen) 
 
§ 15 Erwerb der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft wird durch eine unbedingte Beitrittserklärung in Textform und die Zulas-
sung des Beitritts durch die Genossenschaft erworben; die Satzung kann für die 
Beitrittserklärung die Schriftform vorschreiben. Dem Antragsteller ist vor Abgabe seiner Bei-
trittserklärung eine Abschrift der Satzung in der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung zu 
stellen; es reicht aus, wenn die Satzung im Internet unter der Adresse der Genossenschaft 
abrufbar ist und dem Antragsteller ein Ausdruck der Satzung angeboten wird. Eine Vollmacht 
zur Abgabe der Beitrittserklärung bedarf der Textform. Bei Gründungsmitgliedern kann die 
Mitgliedschaft statt durch Beitrittserklärung durch Unterzeichnung der Satzung erworben 
werden. 
(2) Das Mitglied ist unverzüglich in die Mitgliederliste einzutragen und hiervon unverzüglich 
zu benachrichtigen. Lehnt die Genossenschaft die Zulassung ab, hat sie dies dem Antrag-
steller unverzüglich mitzuteilen. Zusätzlich zu der Mitteilung nach Satz 2 ist im Falle einer 
schriftlichen Beitrittserklärung diese unverzüglich zurückzugeben. Bei einer elektronischen 
Beitrittserklärung sind die Daten der Beitrittserklärung unverzüglich nach Absenden der Mit-
teilung nach Satz 2 zu löschen. 
 
§ 15a Inhalt der Beitrittserklärung 
Die Beitrittserklärung muss die ausdrückliche Verpflichtung des Mitglieds enthalten, die nach 
Gesetz und Satzung geschuldeten Einzahlungen auf den Geschäftsanteil zu leisten. Be-
stimmt die Satzung, dass die Mitglieder unbeschränkt oder beschränkt auf eine Haftsumme 
Nachschüsse zu leisten haben, so muss die Beitrittserklärung ferner die ausdrückliche Ver-
pflichtung enthalten, die zur Befriedigung der Gläubiger erforderlichen Nachschüsse 
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unbeschränkt oder bis zu der in der Satzung bestimmten Haftsumme zu zahlen. Bestimmt 
die Satzung weitere Zahlungspflichten oder eine Kündigungsfrist von mehr als einem Jahr, 
so muss dies in der Beitrittserklärung ausdrücklich zur Kenntnis genommen werden. In einer 
elektronisch vorgefertigten Beitrittserklärung müssen eine Verpflichtung nach Satz 2 und die 
in Satz 3 genannten Umstände optisch hervorgehoben werden. 
 
§ 15b Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen 
(1) Zur Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen bedarf es einer unbedingten Beitrittserklä-
rung in Textform; die Satzung kann in diesem Fall für die Beitrittserklärung die Schriftform 
vorschreiben. Für deren Inhalt gilt § 15a entsprechend. 
(2) Die Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen darf, außer bei einer Pflichtbeteiligung, 
nicht zugelassen werden, bevor alle Geschäftsanteile des Mitglieds, bis auf den zuletzt neu 
übernommenen, voll eingezahlt sind. 
(3) Die Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen wird mit der Beitrittserklärung nach Absatz 
1 und der Zulassung durch die Genossenschaft wirksam. § 15 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
§ 21b Mitgliederdarlehen 
(1) Zum Zweck der Finanzierung oder Modernisierung von zu ihrem Anlagevermögen gehö-
renden Gegenständen kann eine Genossenschaft, auch wenn sie über keine Erlaubnis zum 
Betreiben des Einlagengeschäfts nach dem Kreditwesengesetz verfügt, Darlehen ihrer Mit-
glieder entgegennehmen, wenn 
1. im Darlehensvertrag vereinbart ist, dass das Darlehen zweckgebunden nur zugunsten ei-
nes konkreten Investitionsvorhabens der Genossenschaft in ihr Anlagevermögen verwendet 
werden darf, 
2. die Darlehenssumme beim jeweiligen Mitglied, sofern es kein Unternehmer ist, 25 000 
Euro nicht übersteigt, 
3. der Gesamtbetrag sämtlicher von Genossenschaftsmitgliedern zu dem in Nummer 1 ge-
nannten Zweck gewährten Darlehen 2,5 Millionen Euro nicht übersteigt und 
4. der vereinbarte jährliche Sollzinssatz den höheren der folgenden beiden Werte nicht über-
steigt: 
a) 1,5 Prozent, 
b) die marktübliche Emissionsrendite für Anlagen am Kapitalmarkt in Hypothekenpfandbrie-
fen mit gleicher Laufzeit. 
(2) Der Vorstand der Genossenschaft hat dafür zu sorgen, dass den Mitgliedern der Genos-
senschaft vor Vertragsschluss die wesentlichen Informationen über das Investitionsvorhaben 
sowie mögliche Risiken aus der Darlehensgewährung zur Verfügung gestellt werden. 
(3) Der Vorstand hat während der gesamten Laufzeit des Darlehens die Einhaltung der 
Zweckbindung sicherzustellen. Eine Änderung der Zweckbindung zugunsten eines anderen 
zulässigen Investitionsvorhabens der Genossenschaft ist nur gestattet, wenn das jeweilige 
Mitglied der Änderung in Textform zustimmt, nachdem es die wesentlichen Informationen 
über das andere Investitionsvorhaben erhalten hat. 
(4) Das Mitglied ist an seine Willenserklärung, die auf den Abschluss des Darlehensvertrags 
gerichtet ist, nicht mehr gebunden, wenn es sie fristgerecht in Textform gegenüber der Ge-
nossenschaft widerrufen hat. Der Widerruf muss keine Begründung enthalten. Die Wider-
rufsfrist beträgt 14 Tage. Sie beginnt mit Vertragsschluss, wenn der Vertrag einen deutlichen 
Hinweis auf das Widerrufsrecht enthält, sonst zu dem Zeitpunkt, zu dem das Mitglied einen 
solchen Hinweis in Textform erhält. Ist der Beginn der Widerrufsfrist streitig, so trifft die Be-
weislast die Genossenschaft. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate nach dem 
Vertragsschluss. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Im Fall 
des Widerrufs ist der empfangene Darlehensbetrag unverzüglich zurückzugewähren. Für 
den Zeitraum zwischen der Auszahlung des Darlehensbetrages des Mitglieds an die Genos-
senschaft und der Rückzahlung an das Mitglied hat die Genossenschaft den vereinbarten 
Sollzinssatz zu zahlen. 
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§ 43 Generalversammlung; Stimmrecht der Mitglieder 
(1) Die Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschaft in der Ge-
neralversammlung aus, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. 
(2) Die Generalversammlung beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (einfa-
che Stimmenmehrheit), soweit nicht Gesetz oder Satzung eine größere Mehrheit oder wei-
tere Erfordernisse bestimmen. Für Wahlen kann die Satzung eine abweichende Regelung 
treffen. 
(3) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Satzung kann die Gewährung von Mehrstimmrech-
ten vorsehen. Die Voraussetzungen für die Gewährung von Mehrstimmrechten müssen in 
der Satzung mit folgender Maßgabe bestimmt werden: 
1. Mehrstimmrechte sollen nur Mitgliedern gewährt werden, die den Geschäftsbetrieb beson-
ders fördern. Keinem Mitglied können mehr als drei Stimmen gewährt werden. Bei Beschlüs-
sen, die nach dem Gesetz zwingend einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stim-
men oder einer größeren Mehrheit bedürfen, sowie bei Beschlüssen über die Aufhebung 
oder Einschränkung der Bestimmungen der Satzung über Mehrstimmrechte hat ein Mitglied, 
auch wenn ihm ein Mehrstimmrecht gewährt ist, nur eine Stimme. 
2. Auf Genossenschaften, bei denen mehr als drei Viertel der Mitglieder als Unternehmer im 
Sinne des § 14 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Mitglied sind, ist Nummer 1 nicht anzuwen-
den. Bei diesen Genossenschaften können Mehrstimmrechte vom einzelnen Mitglied höchs-
tens bis zu einem Zehntel der in der Generalversammlung anwesenden Stimmen ausgeübt 
werden; das Nähere hat die Satzung zu regeln. 
3. Auf Genossenschaften, deren Mitglieder ausschließlich oder überwiegend eingetragene 
Genossenschaften sind, sind die Nummern 1 und 2 nicht anzuwenden. Die Satzung dieser 
Genossenschaften kann das Stimmrecht der Mitglieder nach der Höhe ihrer Geschäftsgutha-
ben oder einem anderen Maßstab abstufen. 
Zur Aufhebung oder Änderung der Bestimmungen der Satzung über Mehrstimmrechte bedarf 
es nicht der Zustimmung der betroffenen Mitglieder. 
(4) Das Mitglied soll sein Stimmrecht persönlich ausüben. Das Stimmrecht geschäftsunfähi-
ger oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkter natürlicher Personen sowie das Stimmrecht 
von juristischen Personen wird durch ihre gesetzlichen Vertreter, das Stimmrecht von rechts-
fähigen Personengesellschaften durch deren vertretungsbefugte Gesellschafter ausgeübt. 
(5) Das Mitglied oder sein gesetzlicher Vertreter können Stimmvollmacht erteilen. Für die 
Vollmacht ist die Textform erforderlich; die Satzung kann für die Vollmacht die Schriftform 
vorschreiben. Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. Die Sat-
zung kann persönliche Voraussetzungen für Bevollmächtigte aufstellen, insbesondere die 
Bevollmächtigung von Personen ausschließen, die sich geschäftsmäßig zur Ausübung des 
Stimmrechts erbieten. 
(6) Niemand kann für sich oder für einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber 
Beschluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Ver-
bindlichkeit zu befreien ist oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene Mit-
glied einen Anspruch geltend machen soll. 
(7) (weggefallen) 
 
§ 43b Formen der Generalversammlung 
(1) Die Generalversammlung muss in einer der folgenden Formen abgehalten werden: 
1. als Präsenzversammlung an einem Ort, an dem die Mitglieder gemeinsam physisch anwe-
send sind, 
2. als virtuelle Versammlung ohne gemeinsame physische Anwesenheit der Mitglieder an ei-
nem Ort, 
3. als hybride Versammlung, an der die Mitglieder wahlweise am Ort der Versammlung phy-
sisch anwesend oder ohne physische Anwesenheit an diesem Ort teilnehmen können, 
4. als Versammlung im gestreckten Verfahren, aufgespalten in 
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a) eine Erörterungsphase, die abgehalten wird 
aa) als virtuelle Versammlung oder 
bb) als hybride Versammlung und 
b) eine zeitlich nachgelagerte Abstimmungsphase. 
(2) Bei einer Präsenzversammlung können Beschlüsse der Mitglieder auch schriftlich oder im 
Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden; Absatz 6 gilt entsprechend. Ferner 
kann die Satzung vorsehen, dass 
1. in bestimmten Fällen Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonübertragung 
an der Generalversammlung teilnehmen können und 
2. die Generalversammlung in Bild und Ton übertragen werden darf. 
(3) Bei einer virtuellen Versammlung muss sichergestellt sein, dass 
1. der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden Mitgliedern schriftlich oder im 
Wege der elektronischen Kommunikation mitgeteilt wird und 
2. alle teilnehmenden Mitglieder ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte schriftlich 
oder im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können. 
Die Satzung kann die Einzelheiten dazu regeln, wie die Rede-, Antrags-, Auskunfts- und 
Stimmrechte schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation ausgeübt werden 
können. 
(4) Bei einer hybriden Versammlung muss sichergestellt sein, dass 
1. der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden Mitgliedern im Wege der elektro-
nischen Kommunikation mitgeteilt wird, 
2. die Mitglieder, die ohne physische Anwesenheit am Ort der Versammlung teilnehmen, ihre 
Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben können und 
3. der Vorstand und der Aufsichtsrat durch physisch am Ort der Versammlung anwesende 
Mitglieder vertreten sind. 
Die Satzung kann die Einzelheiten dazu regeln, wie die Rede-, Antrags-, Auskunfts- und 
Stimmrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausgeübt werden können. 
(5) Bei einer Versammlung im gestreckten Verfahren muss sichergestellt sein, dass 
1. während einer als virtuelle Versammlung stattfindenden Erörterungsphase Absatz 3 mit 
Ausnahme der Anforderungen an die Ausübung von Stimmrechten erfüllt ist, 
2. während einer als hybride Versammlung stattfindenden Erörterungsphase Absatz 4 mit 
Ausnahme der Anforderungen an die Ausübung von Stimmrechten erfüllt ist und 
3. während der Abstimmungsphase alle Mitglieder ihre Stimmrechte schriftlich oder im Wege 
der elektronischen Kommunikation ausüben können. 
Die Satzung kann die Einzelheiten dazu regeln, wie die Stimmrechte nach Satz 1 Nummer 3 
ausgeübt werden können. 
(6) Vorbehaltlich einer Satzungsbestimmung nach Satz 3 entscheiden Vorstand und Auf-
sichtsrat gemeinsam nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der Interessen 
der Mitglieder über die Form 
1. der Versammlung nach Absatz 1 und 
2. der Erörterungsphase nach Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a und b, falls eine Entschei-
dung für eine Versammlung im gestreckten Verfahren getroffen wurde. 
Hat die Genossenschaft keinen Aufsichtsrat, entscheidet der Vorstand gemeinsam mit einem 
von der Generalversammlung aus ihrer Mitte gewählten Bevollmächtigten. Können sich Vor-
stand und Aufsichtsrat oder Vorstand und der Bevollmächtigte nach Satz 2 nicht nach Satz 1 
auf eine Form einigen oder kommt eine Entscheidung aus sonstigen Gründen nicht zu-
stande, ist eine Präsenzversammlung abzuhalten. Die Satzung kann eine in Absatz 1 be-
stimmte Form der Versammlung festlegen oder das Auswahlermessen nach Satz 1 be-
schränken. Die Abhaltung einer Präsenzversammlung kann nach Satz 4 nicht ausgeschlos-
sen werden. 
(7) Mitglieder, die an einer Versammlung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 schriftlich oder im 
Wege der elektronischen Kommunikation teilgenommen haben, gelten als erschienen. 
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§ 65 Kündigung des Mitglieds 
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, seine Mitgliedschaft durch Kündigung zu beenden. 
(2) Die Kündigung kann nur zum Schluss eines Geschäftsjahres und mindestens drei Mo-
nate vor dessen Ablauf in Textform erklärt werden; die Satzung kann für die Kündigung die 
Schriftform vorschreiben. In der Satzung kann eine längere, höchstens fünfjährige Kündi-
gungsfrist bestimmt werden. Bei Genossenschaften, bei denen mehr als drei Viertel der Mit-
glieder als Unternehmer im Sinne des § 14 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Mitglied sind, 
kann die Satzung zum Zweck der Sicherung der Finanzierung des Anlagevermögens für die 
Unternehmer eine Kündigungsfrist bis zu zehn Jahre bestimmen. 
(3) Entgegen einer in der Satzung bestimmten Kündigungsfrist von mehr als zwei Jahren 
kann jedes Mitglied, das der Genossenschaft mindestens ein volles Geschäftsjahr angehört 
hat, seine Mitgliedschaft durch Kündigung vorzeitig beenden, wenn ihm nach seinen persön-
lichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen ein Verbleib in der Genossenschaft bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann. Die Kündigung ist in diesem Fall mit einer 
Frist von drei Monaten zum Schluss eines Geschäftsjahres zu erklären, zu dem das Mitglied 
nach der Satzung noch nicht kündigen kann. 
(4) Die Mitgliedschaft endet nicht, wenn die Genossenschaft vor dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kündigung wirksam geworden wäre, aufgelöst wird. Die Auflösung der Genossenschaft steht 
der Beendigung der Mitgliedschaft nicht entgegen, wenn die Fortsetzung der Genossen-
schaft beschlossen wird. In diesem Fall wird der Zeitraum, während dessen die Genossen-
schaft aufgelöst war, bei der Berechnung der Kündigungsfrist mitgerechnet; die Mitglied-
schaft endet jedoch frühestens zum Schluss des Geschäftsjahres, in dem der Beschluss 
über die Fortsetzung der Genossenschaft in das Genossenschaftsregister eingetragen wird. 
(5) Vereinbarungen, die gegen die vorstehenden Absätze verstoßen, sind unwirksam. 
 
§ 67 Beendigung der Mitgliedschaft wegen Aufgabe des Wohnsitzes 
Ist nach der Satzung die Mitgliedschaft an den Wohnsitz innerhalb eines bestimmten Bezirks 
geknüpft, kann ein Mitglied, das seinen Wohnsitz in diesem Bezirk aufgibt, seine Mitglied-
schaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Schluss des Geschäftsjahres kündigen; 
die Kündigung bedarf der Textform; die Satzung kann für die Kündigung die Schriftform vor-
schreiben. Über die Aufgabe des Wohnsitzes ist die Bescheinigung einer Behörde vorzule-
gen. 
 
§ 67a Außerordentliches Kündigungsrecht 
(1) Wird eine Änderung der Satzung beschlossen, die einen der in § 16 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
bis 5, 9 bis 11 oder Abs. 3 aufgeführten Gegenstände oder eine wesentliche Änderung des 
Gegenstandes des Unternehmens betrifft, kann kündigen: 
1. jedes in der Generalversammlung erschienene Mitglied, wenn es gegen den Beschluss 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat oder wenn die Aufnahme seines Widerspruchs in 
die Niederschrift verweigert worden ist; 
2. jedes in der Generalversammlung nicht erschienene Mitglied, wenn es zu der Generalver-
sammlung zu Unrecht nicht zugelassen worden ist oder die Versammlung nicht ordnungsge-
mäß einberufen oder der Gegenstand der Beschlussfassung nicht ordnungsgemäß angekün-
digt worden ist. 
Hat eine Vertreterversammlung die Änderung der Satzung beschlossen, kann jedes Mitglied 
kündigen; für die Vertreter gilt Satz 1. 
(2) Die Kündigung bedarf der Textform; die Satzung kann für die Kündigung die Schriftform 
vorschreiben. Sie kann nur innerhalb eines Monats zum Schluss des Geschäftsjahres erklärt 
werden. Die Frist beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 mit der Beschlussfas-
sung, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 mit der Erlangung der Kenntnis von der Be-
schlussfassung. Ist der Zeitpunkt der Kenntniserlangung streitig, trägt die Genossenschaft 
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die Beweislast. Im Falle der Kündigung wirkt die Änderung der Satzung weder für noch ge-
gen das Mitglied. 
 
§ 67b Kündigung einzelner Geschäftsanteile 
(1) Ein Mitglied, das mit mehreren Geschäftsanteilen beteiligt ist, kann die Beteiligung mit ei-
nem oder mehreren seiner weiteren Geschäftsanteile zum Schluss eines Geschäftsjahres 
durch Erklärung in Textform kündigen, soweit es nicht nach der Satzung oder einer Vereinba-
rung mit der Genossenschaft zur Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen verpflichtet ist 
oder die Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen Voraussetzung für eine von dem Mit-
glied in Anspruch genommene Leistung der Genossenschaft ist. Die Satzung kann für die 
Kündigung die Schriftform vorschreiben. 
(2) § 65 Abs. 2 bis 5 gilt sinngemäß. 
 
§ 76 Übertragung des Geschäftsguthabens 
(1) Jedes Mitglied kann sein Geschäftsguthaben jederzeit durch Vereinbarung in Textform ei-
nem anderen ganz oder teilweise übertragen und hierdurch seine Mitgliedschaft ohne Ausei-
nandersetzung beenden oder die Anzahl seiner Geschäftsanteile verringern, sofern der Er-
werber, im Fall einer vollständigen Übertragung anstelle des Mitglieds, der Genossenschaft 
beitritt oder bereits Mitglied der Genossenschaft ist und das bisherige Geschäftsguthaben 
dieses Mitglieds mit dem ihm zuzuschreibenden Betrag den Geschäftsanteil nicht übersteigt. 
Eine teilweise Übertragung von Geschäftsguthaben ist unwirksam, soweit das Mitglied nach 
der Satzung oder einer Vereinbarung mit der Genossenschaft zur Beteiligung mit mehreren 
Geschäftsanteilen verpflichtet ist oder die Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen Vo-
raussetzung für eine von dem Mitglied in Anspruch genommene Leistung der Genossen-
schaft ist. 
(2) Die Satzung kann eine vollständige oder teilweise Übertragung von Geschäftsguthaben 
ausschließen oder an weitere Voraussetzungen knüpfen; dies gilt nicht für die Fälle, in denen 
in der Satzung nach § 65 Abs. 2 Satz 3 eine Kündigungsfrist von mehr als fünf Jahren be-
stimmt oder nach § 8a oder § 73 Abs. 4 der Anspruch nach § 73 Abs. 2 Satz 2 auf Auszah-
lung des Auseinandersetzungsguthabens eingeschränkt ist. 
(3) Auf die Beendigung der Mitgliedschaft und die Verringerung der Anzahl der Geschäftsan-
teile ist § 69 entsprechend anzuwenden. 
(4) Wird die Genossenschaft binnen sechs Monaten nach der Beendigung der Mitgliedschaft 
aufgelöst, hat das ehemalige Mitglied im Fall der Eröffnung des Insolvenzverfahrens die 
Nachschüsse, zu deren Zahlung es verpflichtet gewesen sein würde, insoweit zu leisten, als 
der Erwerber diese nicht leisten kann. 
(5) Darf sich nach der Satzung ein Mitglied mit mehr als einem Geschäftsanteil beteiligen, so 
gelten diese Vorschriften mit der Maßgabe, dass die Übertragung des Geschäftsguthabens 
auf ein anderes Mitglied zulässig ist, sofern das Geschäftsguthaben des Erwerbers nach Zu-
schreibung des Geschäftsguthabens des Veräußerers den Gesamtbetrag der Geschäftsan-
teile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, nicht übersteigt. 
 
§ 118 Kündigung bei Fortsetzung der Genossenschaft 
(1) Wird die Fortsetzung der Genossenschaft nach § 117 beschlossen, kann kündigen 
1. jedes in der Generalversammlung erschienene Mitglied, wenn es gegen den Beschluss 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat oder wenn die Aufnahme seines Widerspruchs in 
die Niederschrift verweigert worden ist; 
2. jedes in der Generalversammlung nicht erschienene Mitglied, wenn es zu der Generalver-
sammlung zu Unrecht nicht zugelassen worden ist oder die Versammlung nicht ordnungsge-
mäß einberufen oder der Gegenstand der Beschlussfassung nicht ordnungsgemäß angekün-
digt worden ist. 
Hat eine Vertreterversammlung die Fortsetzung der Genossenschaft beschlossen, kann je-
des Mitglied kündigen; für die Vertreter gilt Satz 1. 
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(2) Die Kündigung bedarf der Textform; die Satzung kann für die Kündigung die Schriftform 
vorschreiben. Sie kann nur innerhalb eines Monats zum Schluss des Geschäftsjahres erklärt 
werden. Die Frist beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 mit der Beschlussfas-
sung, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 mit der Erlangung der Kenntnis von der Be-
schlussfassung. Ist der Zeitpunkt der Kenntniserlangung streitig, trägt die Genossenschaft 
die Beweislast. Im Fall der Kündigung wirkt der Beschluss über die Fortsetzung der Genos-
senschaft weder für noch gegen das Mitglied. 
(3) Der Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft ist unverzüglich in die Mitgliederliste ein-
zutragen; das Mitglied ist hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 
(4) Für die Auseinandersetzung des ehemaligen Mitglieds mit der Genossenschaft ist die für 
die Fortsetzung der Genossenschaft aufgestellte Eröffnungsbilanz maßgeblich. Das Ge-
schäftsguthaben des Mitglieds ist vorbehaltlich des § 8a Abs. 2 und des § 73 Abs. 4 binnen 
sechs Monaten nach Beendigung der Mitgliedschaft auszuzahlen; auf die Rücklagen und 
das sonstige Vermögen der Genossenschaft hat es vorbehaltlich des § 73 Abs. 3 keinen An-
spruch. 
 
§ 177 Übergangsvorschrift zum Vierten Bürokratieentlastungsgesetz 
(1) Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats oder, wenn die Genossenschaft kei-
nen Aufsichtsrat hat, mit Zustimmung eines von der Generalversammlung aus ihrer Mitte ge-
wählten Bevollmächtigten beschließen, dass bis zum 31. Dezember 2029 
1. eine Beitrittserklärung nach § 15 Absatz 1 Satz 1 oder § 15b Absatz 1 Satz 1, 
2. eine Vollmachtserteilung nach § 15 Absatz 1 Satz 3 oder § 43 Absatz 5, 
3. eine Kündigungserklärung nach § 65 Absatz 1, den §§ 67, 67a Absatz 2, § 67b oder § 118 
Absatz 2 Satz 1 
auch in Textform zulässig sind, auch wenn die Satzung die Schriftform vorsieht. Dies gilt 
nicht, wenn die Satzung die Wirksamkeit der Textform ausdrücklich ausschließt. 
(2) Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats oder, wenn die Genossenschaft kei-
nen Aufsichtsrat hat, mit Zustimmung eines von der Generalversammlung aus ihrer Mitte ge-
wählten Bevollmächtigten beschließen, dass bis zum 31. Dezember 2029 für die Übertra-
gung des Geschäftsguthabens nach § 76 Absatz 1 Satz 1 eine schriftliche Vereinbarung er-
forderlich ist, soweit nicht die Satzung die Textform vorsieht. Weitere Voraussetzungen ge-
mäß § 76 Absatz 2 bleiben unberührt. 
 


